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Vorbemerkung 
 

Die nachfolgenden drei Anträge (zur Tagesordnung, zum Leit-Antrag des 
Hauptvorstandes und zu einem Antrag des LV Hessen) sind Vorschläge an De-
legierte des GEW-Kongresses.  
 
Auch wenn der gesamte Geschäftsbericht und alle Anträge durchgesehen wur-
den, macht es wenig Sinn, auf alle Kritikpunkte einzugehen. Die Dynamik sol-
cher Kongresse verbietet dies.  
 
Auf einem Vorbereitungstreff am 19.3.2009 in Frankfurt am Main wurde disku-
tiert, sich auf drei, vier  Punkte zu konzentrieren, die leicht verständlich und 
schon hinreichend vordiskutiert sind.  
 

1. Keine Wahlkampfreferate der „Spitzenkandidaten“ der Parteien ohne 
Möglichkeit zur Gegenrede, Nachfrage und Kritik! Das ist eine demokra-
tisch-gewerkschaftliche Selbstverständlichkeit! 
 

2. Keine Vertuschung gewichtiger innergewerkschaftlicher Debatten 
(Deutschlandlied, Ro 19, Geschichtsrevisionismus) 
 

3. Ein klares NEIN zu Hatz IV als Basis gewerkschaftlichen Selbstverständ-
nis 

 
Da manche Delegierte dies und das möglicherweise nicht präsent haben, wur-
den im ANHANG Schlüsseldokumente in Auszügen zusammengestellt, die im 
Ganzen ja auch vor dem Kongress noch eingesehen werden können.  
 
Homepage:  www.labournet.de  
 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/deutschlandlied.html 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/nagel.pdf 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/auferstanden_ortmeyer.pdf 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/gewhh.html 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/ob_vorwort2.html 
http://www.labournet.eu/diskussion/geschichte/ob_lang.pdf 
http://www.asta.uni-frankfurt.de/aktuell/themen/kultur/2304363.html 
http://www.labournet.de/krieg/nahost/grenze.pdf 
http://www.labournet.de/krieg/nahost/grenze_gew.pdf 
 

* * * 
 

Mit einem gewissen Abstand zu diesen Hauptpunkten sollen auch Diskussions-
ergebnisse des Vorbereitungstreffs in protokollartiger Form zur Verfügung ge-
stellt werden. So sollen Anregungen zur Kritik, aber auch Hervorhebungen ein-
zelne Anträge aus dem umfangreichen über 600 Seiten veröffentlichen Mate-
rialien erleichtern. 
 

Benjamin Ortmeyer, 30. März 2009 
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1. Keine Wahlkampfreferate der „Spitzenkandidaten“ der Parteien 
ohne Möglichkeit zur Gegenrede, Nachfrage und Kritik! Das ist eine 

demokratisch-gewerkschaftliche Selbstverständlichkeit! 

 
 

ANTRAG zur Tagesordnung (TOP 5) 
(Tischvorlage) 

 
Die Einladung der Spitzenkandidaten der Bundestagswahlen, die angekündig-
ten Reden/Referate von Steinmeier, Lafontaine und Künast u.a. erfordern in 
der demokratischen Tradition der Gewerkschaftsbewegung Diskussion, Kritik 
und Nachfragen. Die freie Debatte nach jeder Rede der SpitzenkandidatInnen 
umfasst insgesamt zeitlich mindestens den Umfang der Zeit, die die Spitzen-
kandidatInnen zur Verfügung hatten. Die Redezeit in dieser Debatte wird auf 2 
Minuten pro Redner/Rednerin beschränkt. 
 
Begründung 

 
Es liegt auf der Hand, dass ein Gewerkschaftstag nicht als bloße Zuhörerschaft 
für Wahlkampfreden missbraucht werden darf. Das Auftreten von Politikern, 
die maßgeblich für Hartz IV, Kriegseinsätze der Bundeswehr, Verschlechterung 
der Bildungssituation, usw. verantwortlich sind, erfordert eine in der Öffent-
lichkeit klar wahrnehmbare Antwort, Kritik  und Nachfragen aus den Reihen der 
GEW. 
 

 
2. Keine Vertuschung gewichtiger innergewerkschaftlicher Debatten 

(Deutschlandlied, Ro 19, Geschichtsrevisionismus) 
 

 
A 

Antrag zum Geschäftsbericht 
(Tischvorlage) 

 
Der Gewerkschaftstag kritisiert, dass im Geschäftsbericht kein Wort über die 
von der GEW initiierte bundesweite Debatte zum Thema „Deutschlandlied“, die 
zudem sieben Landtage in der BRD beschäftigte (Siehe eine umfangreiche Do-
kumentation der GEW LASS HESSEN), verloren wurde. Der von Marianne 
Demmer eingeleitet und von Ulrich Thöne dann vollzogene Rückzug angesichts 
der Wirkung der Broschüre „Argumente gegen das Deutschlandlied“ mit Vor-
wort des GEW-Vorsitzenden während der Fussball-WM 2006, angesichts der 
Anti-GEW-Kampagne von BILD, DFB und deutsch-nationalen Politik-Kräften ist 
medienpolitisch – wie E&W dokumentierte – eine weitreichende Entscheidung 
in der GEW gewesen. 
 
Begründung: Mündlich 
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B 
 

ABÄNDERUNGS-ANTRAG zum Antrag des Hauptvorstandes „Gute Bil-
dung für alle ist möglich“) 

(Tischvorlage) 
 
Zusatz nach Zeile 255 
 
„Die GEW als Bildungsgewerkschaft kann nicht die Augen davor verschließen, 
dass zunehmend – auch in den eigenen Reihen – der fundamentale Unter-
schied zwischen Bildung und Ausbildung verwischt wird. 
 
Die GEW als Bildungsgewerkschaft setzt sich für „Bildung für alle“ ein - im Sin-
ne, einer emanzipatorischen, humanistischen und internationalen Bildung als 
einer der wesentlichen Voraussetzung für internationale Solidarität und für die  
Fähigkeit, gerecht, mutig, klug und angemessen klar und deutlich Nein gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung zu sagen.  
 
Daher ist es ein tiefgehendes Anliegen der GEW, der Systematik der Verblö-
dungskampagne der BILD-Zeitung wissenschaftlich fundiert und öffentlich-
keitswirksam auch systematisch mit seiner Bundeszeitung E&W entgegenzutre-
ten.  
 
„Bildung für alle“ beinhaltet in diesem Sinne auch, militaristischen Kampagnen 
an Schulen und Hochschulen mit der Ideologie von „Führung und Gehorsam“ 
entgegenzutreten und der Position „Bildung statt Bundeswehr“ Raum in den 
eigenen Publikationen zu geben. 
 
„Bildung für alle“ bedeutet gerade auch in Deutschland, - dem Land, vom dem 
der einmalige industriell betriebene Völkermord, staatlich organisiert und 
durchgeführt an der jüdischen Bevölkerung Europas und den Sinti / Roma Eu-
ropas ausging – Geschichtsvergessenheit, Geschichtsrevisionismus und deut-
scher Herrenmensch-Mentalität, dem Antisemitismus, dem Antiziganismus wie 
dem deutschen Nationalismus  und Rassismus überhaupt, aktiv entgegenzutre-
ten. 
 
Daher ist die öffentliche Debatte über deutschen Nationalismus, wie er anhand 
des furchtbaren Lobliedes auf die deutsche Nation, dem „Deutschlandlied“ ge-
führt wurde, entsprechend der Forderung „Das Deutschlandlied gehört ins Mu-
seum“ (19. August 1991, Erklärung des Hauptvorstandes der GEW) und dem 
Beschluss der Gewerkschaftstage der GEW 1989 in Osnabrück,  nicht einzu-
dämmen, sondern seitens der GEW auszudehnen. 
 
Bildung und Geschichtsbewusstsein kann nicht vor der eigenen Haustür halt 
machen. Die Geschichte der GEW hat eine Vorgeschichte im NSLB, die bis heu-
te Wirkung zeigt. Es ist eine Frage der Glaubwürdigkeit der GEW als Bildungs-
gewerkschaft, die Debatte in der GEW Hamburg über die Weiterverwendung 
des 1935 arisierten Hauses Ro 19, das in den Besitz der GEW gelangte, nicht 



 5

als lokales Hamburger Problem, sondern als Herausforderung der GEW über-
haupt zu verstehen und deutlich die Forderung nach Umwandlung dieses Hau-
ses in ein Jüdisches Museum in Hamburg zu unterstützen statt zu akzeptieren 
und dazu zu schweigen, dass es als Geldbeschaffung für die GEW Hamburg mit 
geschichtsrevisonistischer Begleitmusik genutzt wird.“ 
 
Begründung: 
 
Mündlich 
 
Siehe auch WWW  
 
www.labournet.de /  
 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/deutschlandlied.html 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/nagel.pdf 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/auferstanden_ortmeyer.pdf 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/gewhh.html 
http://www.labournet.de/diskussion/geschichte/ob_vorwort2.html 
http://www.labournet.eu/diskussion/geschichte/ob_lang.pdf 
http://www.asta.uni-frankfurt.de/aktuell/themen/kultur/2304363.html 
http://www.labournet.de/krieg/nahost/grenze.pdf 
http://www.labournet.de/krieg/nahost/grenze_gew.pdf 

 
 

3. „Hartz IV muss weg“ statt „ grundlegende Revision“ 
 

 
ABÄNDERUNGS-ANTRAG zum Antrag des LV Hessen  

„Fördern statt Kürzen“,   
(Tischvorlage) 

 
 

 Statt: Forderung „nach einer grundlegenden Revision der Hartz-
 Gesetze“ (S.39, Z. 6-7): 
 
  „Die GEW vertritt ein klares Nein, kein ‚Ja, aber...’. Daher gilt: 
 Hartz IV muss weg!“ 

 
Begründung 
 
Kern ist: Man will an „Weg mit Hartz IV“ nicht ran. 
 
Das wird deutlich im domestizierten Antrag des LV Hessen „Fördern statt Kür-
zen“, der mit Fakten überzeugend auf die Folgen von Hartz IV für Kinder und 
Jugendliche hinweist und die absurden Altersunterscheidungen zu Recht aufs 
Korn nimmt, dann aber gegenüber 2005 einknickt, indem er lediglich zitierend 
und ohne jede Kritik auf den Gewerkschaftstag 2005 mit seiner Forderung 
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„nach einer grundlegenden Revision der Hartz-Gesetze“ (S.39, Z. 6-7) Bezug 
nimmt. 
 

 
 

Gewerkschaftstag 2005: Massiver Protest bei der „Begrüßungsrede“  
der Ministerin Renate Schmidt (SPD) 

 
 
Auch der gut mit Fakten untermauerte Antrag des Bundesfrauenausschusses 
„Kindergrundsicherung“ verweist zwar auf den Kontext der Hartz IV Gesetze 
(S.33, Z. 37), sieht aber deren zentralen Stellenwert der Forderung „Hartz IV 
muss weg“ für diese Frage nicht. Der  (berechtigte) Verweis auf niedrige Löhne 
und Arbeitslosigkeit (S.37, Z. 236 ff) und Phrasen wie „gute Arbeit ist auch 
familienfreundlich“ (S. 38, Z.277 ff) können bei wirklicher Analyse der aktuel-
len Gründe für den staatlich organisierten Anstieg von Kinderarmut in der 
BRD gegenüber dem Hauptgrund Hartz IV nur als zweitrangig bezeichnet wer-
den.  
 
In drei weiteren Anträgen (Kindergrundsicherung, Fördern statt Kürzen, 
Schulmaterialien S. 39 - 45) geht es, wenn man genau hinschaut, um Folgen 
von HARTZ IV, also um die zentralstaatliche von der SPD/GRÜNEN durch-
gesetzte brutalste sozialpolitische „Steuerung“. Unter anderem Delegierte der 
GEW Hessen hatten auf dem letzten Gewerkschaftstag 2005 gegen die schlei-
mig–immanente Formulierung „grundlegende Revision der Hatz Gesetzte“ 
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heftig und klar argumentiert und „Harz IV muss weg“ gefordert – unterlagen 
jedoch in der Abstimmung. 
 
Wie so oft ist auch hier das entscheidende das, was ausdrücklich NICHT ge-
schrieben, gesagt oder gefordert wird. Die Forderung gewerkschaftlichen Han-
delns „Weg mit Hartz IV“ findet sich eben – und das ist kein Zufall – nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Eine große Anzahl der Delegierten des GEW Gewerkschaftstages pro-
testierten 2005 auch auf ihren Plätzen gegen das staatliche Hartz IV.  
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Protokoll der Vorbereitungssitzung 19. März 2009, Frankfurt am Main 
 
Polemische Stichpunkte zum Studium der Anträge an den Ge-
werkschaftskongress der GEW (Nürnberg 25. - 29. April) 
 
 

I. Zum Antrag Hauptvorstand: „Gute Bildung für alle ist möglich“ 
 

„soziale Konsistenz der Gesellschaft“ erhöhen??? 
 

 
1. 

 
Grundproblem sind falsche Alternativen: 
„betriebwirtschaftliche Steuerungsin-
strumenten in öffentlichen Bildungsein-
richtungen“ (S. 12) werden (zu recht) kri-
tisiert, dagegen strahlen im Lichte dann 
„staatliche Steuerungselemente“. Das 
Verhältnis von Kapital und Staat, Ökonomie 
und Politik wird falsch als Gegensatz darge-
legt, als ob auf DIESER Ebene die zentrale 
Frage der  demokratischen Elemente und 
emanzipatorischen Inhalte von Bildung er-
fasst werden könnten 
 
GEW Politik wird auf die falsche Grundformel 
gebracht: Gegen Ökonomie, für Politik, ob-
wohl die Kernfrage ist für WELCHE Politik. 
(Siehe das „staatliche Steuerungsele-
ment“ Hartz IV) 
 

2. 
 
Während einerseits proklamiert wird, dass 
„Bildung keine Ware“ sei (S. 13, Z. 78-79), 
(besser : sein dürfte“ !!), bleibt die Phrase: 
„Bildungsinvestitionen“ (!!) [gemeint ist 
Geld für die Rahmenbedingungen]  ... zah-
len sich aus“ (S. 14, Z. 120 - 124). Zahlen 
sich aus?  Die GEW Hessen hat schon vor 
Jahren den ökonomistischen Slogan „Bildung 
ist Zukunftsinvestition“ verworfen. Denn da 
ist ein gewerkschaftliches Ziel schon nicht 
mehr zu erkennen. 
 

Als zentraler Satz wird ganz im Sinne der 
offiziellen Staatsräson formuliert: 
 

„Bildung ist individuelles Vermö-
gen, das gesellschaftlich positiv 
wirkt und damit die soziale Konsis-
tenz der Gesellschaft erhöht.“ 
(S. 14 / Z. 125 -128) 

 
Oh je! Der modern klingende Begriff der „in 
sich ruhenden“, einheitlichen, festen „Kon-
sistenz der Gesellschaft“ hat nun wahr-
lich mit gewerkschaftlichen Grunderkenntnis 
über die Notwendigkeit der Veränderung der 
Gesellschaft durch Aufbrechen der vertusch-
ten Gegensätze nichts mehr zu tun. 
 
Es ist jenes phrasenhafte Harmonie-Denken, 
was jeden gewerkschaftlichen Kampf durch 
falsche Ziele  der „Konsistenz der Gesell-
schaft“ erstickt. 
 

3. 
 
Da ist es nur eine in sich logische Folge, 
dass – wie seit Jahrzehnten die Theorie des 
„kleineren Übels“ konkretisiert wird: Die SPD 
will  43 Milliarden „für Bildung“ investieren, 
die CDU will nur 12- 13 Milliarden -  da liegt 
es ja wohl auf der Hand, so die faule Logik, 
was demnächst zu wählen ist. (S. 15-16, Z. 
206-221). Das sind Formen indirekten 
Wahlkampfhilfe für die SPD in schlichen 
Feststellungen verkleidet. 
 

 
II. Zum Antrag Hauptvorstand:  

„Neutralen Verteilungsspielraum ausschöpfen“ 
 
 

1. 
 
Der Antrag des Hauptvorstandes (S. 75) 
mit dem obskuren Titel „Neutralen (??) 
Verteilungsspielraum (???) ausschöp-

fen“ bemüht sich im ersten Satz um den 
Anschein einer Analyse der Krise. 
 

„Die Finanzkrise hat das Wirt-
schaftswachstum beeinträchtigt, 
die Immobilienblase in den USA ist 
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geplatzt und hat das weltweite 
System undurchsichtiger Geschäf-
te zusammenbrechen lassen.“ 
(S. 5, Z. 3-7) 

Statt sich der gewerkschaftlichen Aufgabe 
zu stellen, solchen journalistischen Ober-
flächlichkeiten entgegenzutreten, werden sie 
selber vertrete. In Kürze für die Diskussion:  

a)Hinter jeder „Finanzkrise“ steckt als Ursa-
che das Grundproblem der Profitwirtschaft, 
Überproduktionskrisen zu erzeugen.  

b) die USA als Ort geplatzter Blase ist eine 
Verkürzung eines internationalen, gerade 
auch „deutschen“ Problems.  

c) „zusammenbrechen lassen“ – das igno-
riert das Element der Beseitigung von Kon-
kurrenten durch die Krise und die STÄR-
KUNG der Gewinner  dieser Teil-
Zusammenbrüche. 
 

2. 

Wunderbar für die sogenannte „Konsistenz 
der Gesellschaft“ ist auch die „Faustformel“ 
als Erklärung für den „neutralen Vertei-
lungsspielraum“: 
 

„Neutral bedeutet in diesem Zu-
sammenhang, dass die Vertei-
lungsquote der Gewinne zwischen 
Beschäftigten und Unternehmern 
konstant bleiben.“(S. 75, Z. 42-25)  

 
Na, das ist doch ein Angebot! Aber was hat 
das mit Forderungen gewerkschaftlichen 
Handelns zu tun? Ist das Motto also: Wie 
bisher – die Proportion muss bleiben: Ihr 
den Kuchen, wir die Krümel?  Und das bitte,  
dieser „Spielraum“ (!!)soll „konstant“ blei-
ben! Toll. 
 

 
 

III. Zum Antrag Hauptvorstand:  „Wissenschaft demokratisieren ...“ 
 
“Die GEW unterstützt die Studienreform im Zuge des Bologna-Prozesses, wenn......“ 

 
1. 

 
Es existiert ein sehr ausführlichen Antrag 
des Hauptvorstandes „Wissenschaft de-
mokratisieren ...“ mit 35 Seiten. (S.266 - 
291), in der gleich der erste Satz irritiert: 
„Im gegenwärtigen Übergang von der 
Industrie zur Wissensgesellschaft ...“(S. 
266, Z. 8-9) – man ahnt, was vielleicht hin-
ter dieser wohlfeilen Journalistenphrase ste-
cken könnte – aber weder ökonomisch noch 
soziologisch lässt sich dies halten. Dies en 
passant. Der Kern des Antrags ist ein ande-
rer, nämlich das „Ja, aber .. zum Bologna-
Prozess“. 
 
Die Denkweise, nicht klar NEIN sagen zu 
können, wird in Formulierungen wie folgen-
den deutlich: 
 
 “Die GEW unterstützt die Stu-
dienreform im Zuge desBologna-
Prozesses, wenn....“ (S. 284, Z.  997- 98) 
 
Denkbare wäre da auch noch:  
 
Die GEW unterstützt Hartz IV, WENN ....  
und dann kommen tolle Dinger,  z.B., dass 
jeder Arbeitslose eine Millionen Euro be-
kommt. 

Die GEW unterstützt die Bundeswehreinsät-
ze im Ausland, wenn .... sie nur Bonbons 
verteilen. 
 
Das wird als geschickte „Taktik“ verkauft, ist 
aber plumpe Rhetorik, um Kritikern, die ein 
klares NEIN fordern in Schach zu halten.  
Aber es bleibt dabei: Wo es ein klares Nein 
geben muss, das ist das „ja, aber..“ unan-
gebracht. 
 

2. 
 
Der ANTRAG DER BFGA Hochschule und For-
schung (S. 292 - 298) scheint nicht wirklich 
abgestimmt mit dem des Hauptvorstandes; 
Wiederholungen häufen sich, aber so oder 
so wird, was immer das auch ist, wird ein 
„Hochschulpakt II“ (!!!) gefordert (S. 292, 
Z. 12-13). 
 
Aber gut zu merken ist die Formulierung: 
 
 „Der Bologna-Prozess eröffnet 
mit diesen Zielen Chancen für die Wei-
terentwicklung von Lehre und Studium. 
Die Art und Weise der UMSETZUNG 
(Herv. von uns) lässt zur Zeit allerdings 
befürchten, dass  ......“ (S. 310, Z. 16-19) 
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Der Zusammenhang des Zitats, der nachzu-
lesen ist, mach den Trick nicht besser. Ziele 
gut, Umsetzung schlecht, das ist die einfa-
che „Faustformel“, die aber ist aber grund-
falsch. 

Das ist bestimmt hervorragend geeignet, um 
...???; das ist sicherlich NICHT geeignet, um 

Studierende für die GEW-Anträge zu begeis-
tern.  

Es ist in Wirklichkeit eine Provokation der 
massiv gegen den Bologna-Prozess de-
monstrierende, protestierenden und kämp-
fenden Studentinnen und Studenten. 
 

 
 
Unbedingt lesen und unterstützen!! 
 
1. „Bildung oftmals als marktgerechte Ausbildung verkürzt.“ 
 
Es sticht der Antrag des BA Junge GEW (S. 170 – 172) positiv hervor, der als 
Bildungsziel in der Tradition der positiven Seiten der Aufklärung von “kritisch-
mündigen Persönlichkeiten“ (S. 170, Z.121-122) spricht und einen „alternati-
ven Bildungsbericht“ fordert als „umfassenden Gegenentwurf zum 
Mainstream.“ (S. 170, Z. 46-47). Sehr deutlich wird die GEW-interne Diskus-
sion „in den Landesverbänden“ der GEW kritisiert, die - so wörtlich - „Bildung 
oftmals als marktgerechte Ausbildung verkürzt.“ (S. 171, Z. 65-65) Da-
bei wird den allgegenwärtigen PISA- Argument (auch in den GEW Diskussion 
klingt es dauernd: Aber PISA hat gezeigt..) entgegengetreten und sehr deutlich 
der Grundfehler von PISA-Studien benannt: Dort würde eben „im Kern Bil-
dung auf Grundqualifikationen für Beschäftigungsfähigkeit“ reduziert 
und in den Vordergrund gerückt. (S. 171, Z. 76-78) 
 
2.  Gegen reaktionäre Burschenschaften 
 
Die Forderung des BASS nach „Unvereinbarkeit studentischer Verbindun-
gen“ mit der GEW ist von Interesse  Die Antragskommission schreibt zu dieser 
klaren Forderung als „Alternative:  “Die GEW unterstützt die kritische For-
schungsarbeit zum Thema Studentische Verbindungen“.  Bitte? Das 
nennt man „Weichspülen“! Wie gesagt, so was an Stelle des längst fälligen Un-
vereinbarkeitsbeschlusses. Der Antrag des BASS ist sehr informativ und 
sollte unbedingt gelesen werden! (S. 364-373) 
 
3. Klar gegen die „Testeritis“ 
 
Der Antrag Schleswig-Holstein gegen die „Testeritis“ mit dem Titel „Von der 
Testschule zur pädagogischen Schule“ (S .217-218) dagegen ist knapp 
und knackig und trifft den Nagel auf den Kopf. 
 
4. Gegen Diskriminierung und Abschiebungen 
 
Die Anträge zu UNO-Kinderrecht, gegen Diskriminierung von Frauen, Schwu-
len und Lesben sowie insbesondere der Antrag „Bleiberecht“ des BA Multikul-
turelle Abgelegenheiten („Abschiebstopp für Kinder und Jugendliche in Schule 
und Ausbildung“, S. 54, Z. 86-87) sind sicherlich weitgehend richtig und un-
strittig. 
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5. Bildungsgewerkschaft GEW gegen BILD-Zeitung 
 
Ein Antrag auf der GEW Frankfurt BDV, an den erinnert werden muss.  
 
(Er war nicht in den Unterlagen des Gewerkschaftskongresses; das muss nicht an der Bundes-
Kongress-Vorbereitung liegen!) 
 

 
 
BEGRÜNDUNG: 
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Zehn kurze Bemerkungen und Informationen zu weiteren Anträgen 

1) Es gibt einen sicher unstrittiger Antrag gegen „Partnership“ des Hauptvorstandes (S.17-
19, gegen Privatisierung). Klar bleibt der falschen Grundkonzeption folgend - „Privat ist 
schlecht, Staat ist gut“ - die Kritik staatlicher Maßnahmen außen vor. 

2) Eine Reihe von Anträgen gegen Bertelsmann von Landesverbänden u.a,. Bundesfach- 
Gruppen, enthält eine Fülle von Wiederholungen und begründet die Notwendigkeit die Bertels-
mann-Stiftung zu isolieren (S. 20 – 32) – und auch die Zusammenarbeit mit der GEW einzu-
stellen, die nicht genauer beschrieben wird. (auch hier - der ganze Stiftungsbereich wird auf 
ein Extrem reduziert, das ist zwar besser als nichts, aber bleibt an der Oberfläche ohne jede 
grundsätzliche Überlegung zum Thema „Stiftungsunwesen“) 

3) Der Antrag des LV Hessen gegen die Privatisierung der DEUTSCHEN BAHN AG (S.58 - 62) 
mit seiner Begründung ist in sich schlüssig, behandelt aber nach dem Fahrplan  „Privat ist 
schlecht, Staat ist gut“ in keiner Weise den antigewerkschaftlichen staatlichen Kurs der DB. 
So bleibt unterm Strich die Unterstützung sozialdemokratischer Forderungen statt der Klärung 
der eigentlichen und eben doppelten Aufgabe: Unterstützung der Beschäftigten bei der DB ge-
gen Privatisierungspläne und gegen staatliche Verschärfung der Ausbeutung.  

4) Die Anträge gegen antigewerkschaftliche Gerichtsbeschlüsse des Europäischen Gerichts-
hofes (S. 63 - 71) decken in der Tat Ungeheuerlichkeiten auf. Die Problematik des gewerk-
schaftlichen Kampfes gegen diese Ungeheuerlichkeit wird jedoch eher umgangen. 

5) Der Antrag des Hauptvorstandes (S. 131 -149) rekurriert  auf die UN – Menschenrechtser-
klärung. Der Antrag des Hauptvorstandes berichtet zunächst über den Stand der von der BRD 
ratifizierten UN-Verträge auf verschiedenen Ebenen, verweist auf die vom UN Berichterstatter 
V. Munoz registrierten Verstöße in der BRD gegen diese Verträge, so dass eine hochinteressan-
te „Anklageschrift“ gegen die BRD entsteht, die insbesondere strukturelle  nationalistische Dis-
kriminierung feststellt. Es bleibt die Frage: Wenn das alles so ist, ..und es ist so ..., warum 
wird in diesem Antrag nicht mit gebotener Deutlichkeit auch mit praktischen Forderungen (In-
ternationale Kampagne gegen die BRD-Verstöße gegen das UN-Recht) reagiert? Hier jedenfalls 
wird wirklich Material geboten, das Handlungsperspektiven ermöglicht und nicht in der Flut von 
Papier untergehen darf. 

6) Unverständlich ist dann auch, dass der  eigentlich ausgesprochen unstrittige Antrag des BA 
Multikulturelle Angelegenheiten (S. 182): „An allen Schulen soll künftig allen Schülerin-
nen und Schülern eine gemeinsame Grundbildung zu Ethik, Religionen und Weltan-
schauungen vermittelt werden“ von der Antragskommission an den Hauptvorstand – ohne 
Begründung –überwiesen wird. 

7) Positiv sticht auch der Antrag des LV Hessen hervor, der überhaupt  das Thema Demokratie 
in der Schule aufgreift – aus der Sicht der dort Beschäftigten. Wer jedoch in diesem Antrag zur 
„demokratisch verfassten Schule“ (S. 196 – 202) irgendetwas über demokratische Bil-
dung der Schülerinnen und Schüler, ihre demokratischen Rechte und Möglichkeiten erfah-
ren hofft, wird bitter enttäuscht. Ist das kein Thema in der GEW? Anscheinend nicht – obgleich 
es doch zur fundamentalsten Forderung einer Bildungsgewerkschaft gehören müsste. Schüle-
rinnen und Schüler? Ja, die gibt es in den Schulen und ihre demokratischen Rechte sind von 
enormer Bedeutung für Bildung und müssen ausgebaut und gestärkt werden. 

8)  Ein umfangreicher Antrag  des Hauptvorstandes zur Evaluierung (S. 203-214) bringt viele 
Einzelkritiken, dann auch eigene Vorstellung, bringt aber nicht auf den Nenner, worum es bei 
den realen staatlich organisierten Evaluierungsprogrammen im Kern geht: „Überwachen und 
Strafen“, engmaschige Entdemokratisierung und Einschüchterung bis ins Detail. 

9) Wir haben keine Gesamtzahlen des Haushaltes, aber erfahren, dass auf Antrag des Haupt-
vorstandes er „ermächtigt“ wird für „Mitgliederwerbung“ und „Generationenwechsel“ „2 
Millionen Euro aus dem Kampf- und Unterstützungsfond“ zur Verfügung zu stellen. Kein 
Witz. (S.338 Z.1-5) 

10) Der BASS der Studierenden ist da bescheidner, er fordert nicht – was sicher wirklich sinn-
voll wäre - zwei Millionen für seine Arbeit, sondern will gegen Gängelung durch „Autonomie“ 
gesichert sein und fordert zu recht  eine „eigenständige Publikation“.(S.342-344, Z. 28 und 
Z.52) Aber vielleicht erkämpft der BASS ja Mittel aus diesem neuen 
Fond für den wahrlich anstehenden  „Generationenwechsel“. 
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I. Debatte in der GEW  zum Thema:                „Argumente gegen das Deutschlandlied“ 

 

II. Debatte in der GEW zum Thema:                   NS-LB/ GEW / Ro 19 Haus in Hamburg 
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Anhang I 
 
 
 

Debatte in der GEW  zum Thema: 
 
 

 „Argumente gegen das 
Deutschlandlied“ 
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Dokumentation GEW  - LASS Hessen, 606 Seiten 
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Debatte in der GEW Frankfurt/M: Mit Zensur gegen „Ver-
ächtlichmachung der GEW und ihres Vorsitzende Thöne“??? 

Kommentar im Hessischen Rundfunk, der - schon gesetzt - nach Intervention des GEW-Vorsitzenden 
Frankfurt am Main, Herbert Storn, aus der Frankfurter Lehrerzeitung (GEW) entfernt wurde 

„Dieser – schon für die Veröffentlichung gesetzte – Artikel wurde dann doch nicht in die ‚Frankfurter Lehrerzeitung‘ (FLZ) 
der GEW Frankfurt aufgenommen. Aus den Stellungnahmen der beiden daraufhin zurückgetretenen Redaktionsmitglieder in 
den folgenden Ausgaben der FLZ und ihren persönlichen Erklärungen geht hervor, dass massiv in ihre Redaktionstätigkeit 
eingegriffen wurde und der Artikel gegen ihren Willen in der Zeitung nicht erscheinen durfte. Unter anderem hatte der GEW-
Vorsitzende von Frankfurt HERBERT STORN mit Rücktritt gedroht, falls dieser Artikel abgedruckt würde, da in ihm „Ver-
ächtlichmachung der GEW und ihres Vorsitzende Thöne“ (Herbert Storn 6.11.2006) betrieben würde.“   (Mitteilung von 
Benjamin Ortmeyer, Mitglied des Vorstands der GEW Frankfurt, 15. April 2007) 
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Anhang II 
 
 
 

Debatte in der GEW  zum Thema: 
 
 

 NSLB/ GEW / Ro 19-Haus  
in Hamburg  
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Text der Gedenktafel 
am Haus Rothenbaumchaussee 19, 

 
beschlossen 2008 von dem Landesvorstand der GEW-Hamburg 

 
 
Dieses Haus wurde 1877/8 im Auftrag des Arztes Fr. Caesar Gerson erbaut. 1890 erwarb 
es der Kaufmann Moses Max Bauer. Nach dessen Tod 1925 ging es in das Eigentum von 
Verwandten über.  
Sie verkauften es 1935 in einer Zeit zunehmenden antisemitischen Verfolgungsdrucks un-
ter Wert an den Nationalsozialistischen Lehrerbund. 
Die Vorbesitzer Hedwig Hallgarten, geb. Ree, ihre Tochter Mercedes Meyerhof, geb. Hall-
garten, und deren Ehemann Robert Henry Nordheim Meyerhof flohen 1936/7 vor dem NS-
Terror zunächst in die Schweiz, von dort in die USA. Sie vertraten beim Verkauf die Mitbe-
sitzer Albert und Julius Hallgarten. Klaus Jürgen Bauer starb 1937 nach langjähriger 
Krankheit in Deutschland. 
1948 meldete die „Gesellschaft der Freunde des Vaterländischen Schul- und Erziehungs-
wesens“ Anspruch auf das Haus an. 1954 wurde es endgültig an dessen Nachfolgerin, die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), übertragen. 
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Anhang III 
 
 
 

Debatte in der GEW  zum Thema: 
 
 

  Geschichtsrevisionismus und 
Antisemitismus   
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